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I"! i A~ER O. Ö. LANDESREGIERUNG 

Verf(Präs) - 1303/9 - Rt/Da 

Bundesgesetz, mit dem das 
Allgemeine Sozialversiche­
rungsgesetz geändert wird 
(40. Novelle zum ASVG); 
Entwurf - Stellungnahme 

An das 

Präsidium des Nationalrates 
Dr. Karl Renner-Ring3 
1017 Wie n 

Linz, am 18. Juni 1984 

I ZI._'~t_~2~~~Jt;~ty 
loatum: 26.JUNli984 
\ .--
\ V ertei It .Jm\L:~~_:_I1:- ft!?1:E2_-y._~ '.,., ... _--'- ~ ~ y 

In der Beilage werden 25 Mehrabdrucke der h. Stellungnahme 
zu dem vom Bundesministerium für soziale Verwaltung ver­
sandt~n Gesetzentwurf übermittelt. 

25 Beilagen 

Für die o.ö. Landesregierung: 
Hör t e n hub e r 

Landesamtsdirektor 

Für die Richtigkeit 
der ~::g: 
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AMT DER O. O. LANDESREGIERUNG 

Verf(Präs) - 1303/9 - Rt/Da 

Bundesgese~z, mit dem das 
Allgemeine Sozialversiche­
rungsgeset~geändert wird 
(40. Novelle zum ASVG); 
Entwurf - Stellungnahme 

Linz, am 18. Juni 1984 

Zu Zl. 20040ß-:la/1984 vom 25. April 1984 

An das .1 

Bundesministerium für :sozialeVerwaltung 
Stubenring 1 
1011 Wie n 

Das Amt der o.ö. Landesregier;ung beehrt sich, zU dem. mit der 
dortigen Note vom 25. April 1984 versandten·Gesetzentwurf 
wie folgt Stel·lung zu nehmen: 

Im Allgemeinen:: ~ 

Der Gesetzentwurf beinhaltet die beabsichtigte "Reform" des 
Pensionsversicherungsrechtes • Diese "Reform" sei ·desha'lb not­
:wendig geworden, weil durch das prognos"tizierte, starke Aus- ' 
einanderscheren der Geba'rungskomponenten der Pensionsver­
sicherung (-geringe Zwachsraten der'Einnahmenkomponente im 
Verhältnis zu stark ansteigenden Zuwachsraten der Leistungs­
kömponente) der Bundesbeitrag zur Deckung der Ausfal1s-quoten 
in den Jahren bis 1990 einer drastischen Steigerung unterliegen 
und mit den zur Verfügung stehenden --Budgetmitteln nicht mehr 
finanzierbar sein werde. Ziel derPensionsreform sei daher, dieser 
Entwicklung entgegen zu wirken und den Bundesbeitrag zu senken, 
'ohne das Leistungsrecht in seiner Substanz zu reduzieren. Dem 
System 'einer sozialen Symmetrie folgena sollen die' sich daraus 
ergebenden Be las tungen auf die aktiv Ertl7erbs tä tigen und Pens ionis ten 
vertei1t werden. Dazu ist festzustellen, daß durch den vorlie-

b.w. 
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genden Entwurf die Lasten ungleichmäßig verteilt werden. Die -- ... '. 

noch Erwerbstätigen, die höhere Beiträge zahlen müssen, ~aber 

eine niedrigere Pension erhal ten werden, wer.den dadurch 'nämlich 

stärker belastet als die Pensionisten. 

Im wesentlichen soll das Ziel der Pens'i'onsreform !durch' .tolgeride 

Maßnahmen erreicht werden: 

Verlängerung des Bemessungszeitraumes von fünf auf 10 Jahre; 

Gleichbewertung jedes Versicherungsjahres; 

Einführung eines 3%igen "Kinderzuschlages" 

bei Pensionen für weibliche Pensioni~ten,; . 

Entfall des Grundbetrages; 

zur Bemessungsgrundlage 

Dämpfung der Pensionsanpassung durch Berücksichtig~!1g_~~r:._,_, 

Arbeitslosigkeitsrate; 

Erhöhung der Pensionsbeiträge um 1 

geber und Arbeitnehmer zu t-ragen); 

% (je zur Hälfte vom Arbeit-
• ,;'. ') "'c 

Ergänzung der Anrechnungszei ten; . .. . '.' 

Aufschub der vorgesehenen zweiten :und dritten Etappe zur Er- . 

höhung der Witwerpension um jeweils vier Jahre; . ' . . 
• ..1,. 

Senkung .des Kr~nkenversicherungsbei trages .für d:Le-Pensl-oni~ _. _. 

s te~ um 1 i 2 %. . - i 
il .... "., 

Grundsätzlich ist zum. vorliegenden Gese~zentwurf fe.stz~stellen, 
.. . , . . - -' . , { 

daß eine.~cht:e Reform des P_ensionsversicherungsr~cht~,s nur ir;t. 

kleine.n Ansätzen verwirklicht wurde •. So ,.sind zwar z.B. echte' ... .~ .' .' -'. . .. ~ 

Re formans ätze bei der .Neuperechnung c!.er ;Pensionen und der Dämpfung 

der Pensionsanpassung durch die·ßer.ücksi~htigung_ der Arb~its-. 

losenrateerkennbar;.~.die \.Jirkung dieser Maßnahmen wird aber - ins-
- .. '.' , _.-. ,- . -

besondere :wegen. der. verschiedenen· Ü:berg~ngsbestirnmungen .. - nur 

schwach· und zögernd eintreten •. Die wesentlichsten reforrnbedürf-- ". - '" .. -. - - . .' - . . . 

tigen Belange des Pensions:t:echt~s, wi'e z .B. größere Flexi~ilität 

beim Pensionsalter, Gleic;hbehandl-ungvon Hann und Frau, Neuord-
~ I • _.' • • • • 

nung der:Hinterblie~enenvorsorge, bleiben jedoch nach ,wie vor 

offen. Im großen und. ganzenhande~.t es sich bei :den sonstigen vor­

geschlagenen Änderungen lediglich um Maßnahmen zur Ent~astung ~es 
. t' • 
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Bundeshaushaltes, und zwar durch Einführung von neuen, ungleich 

verteilten Belastungen auf Kosten weiter Bevölkerungskreise. 
Die vorgesehene Regelung .scheint daher nicht be~riedigend. 

Im Einzelnen: 

Zur Verlängerung' des Bemessungszeitraumes: 

Durch die Ausdehnung d~s Bemessungszeitraumes von derzeit fünf auf 

zehn Jahre ",ird erreich~ daß .ei~ engerer Zusammenhang zwischen den 

Bei tra~eis tungen des. Versich~rtenwähr~nd .eines längeren, Zeit­
raumes und der Höhe seiner Pension hergestellt ,'\"ird. Diese Haß-

, ' ' . ~ 

nahme wird bei den Arbeitern, deren Einkommenshöhe im allgemeinen " .. 

eine relative Konstanz aufweist bzw. bei zunehmend~m Alter eher 

etwas abfäll t, zu einer gerech tere.n ~ens ions bemessungsgrundlage 
führen. Bei den Angestellten, deren Einkornmenmi~ zunehmendem 

Alter, insbesondere in den Ja~ren vor der Pensionierung, durch 
Erreichen von leitenden positionen mitunter einer nicht unerheb­
lichenSteigerung unterliegen, wirkt sich die. Ausdehnung des Be­

messungszeitraumes jedoch negativ aus, da n~nBuch Zeiten in die 
~ensionsberechnung miteinbezogen werden, in deneti der.Angestellte 

ein eher geringes, Einkommen hatte. I,nsgesamt wird durch die Ver­

längerungdes Bemessung.sz.ei traumes eine An~ichung des ·Leis:tungs­
rechtes zwischen Arbeitern und Angestellten bewirkt,'wodurch für 

manche Arbeit~r geringe, Vorteil~, für viele Angestellte aber nicht 
unerhebliche Nachteile entstehen. 

Zum Kinderzuschlag: 

Weibliche Vers icherte sollen gruhdRä t,z lieh für jedes ·lebend -ge­
borene Kind einen Kinderzuschlag von 3 % der Bemessungsgrundlage zu 
ihrer Pension erhalten. So sehr zwar im Prinzip jede Maßnahme, die 
die Erziehung von Kindern im Leistungsrecht des Pensionsrechtes 
berücksichtigt und entsprechend würdigt, zu begrüßen ist, muß die 
vorgesehene Einführung.jedoch als unzureichend abgelehnt werden. 

,Die Abschaffung des Grundbetrages von 30 % und die lineare Berech-
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nung dei Versicherungsjahrewerden durch den geplanten Kinder-

"zuschlag nämlich keineswegs aufgehoben. 
A~ßerdem werden durch die gep~ante Regelung unterschiedliche 

Gruppen von weib lichen Pens ions beziehern mi t Kinde_rn_g,es.ch.a f fen, 

da bei Vorliegen von mehr als 359 Versicherungsmonaten ein 
Kinderzuschlag nicht- gebühren solL" Eiri"e 'sacnL'i'che Re-chffe'rEi­

gung hiefür karinnichtgefunden 'werden. 
Darüberhinaus ist zu bemerken, daß durch 'den vorliegenden En~wurf 
eine weitere Benachteiligung'all j~n~r Frauen erfolgt, d{e'e~en­
falls Kinder zur Welt gebracht und großgezogen haben, aber nicht 

in der Lage oder gewillt waren, ein 'Beschäftigungsverhältnis 

einzugehen; Außerdem widerspricht die R~g~lun~ nachh. Auff~ssung 
dem Gleichhei tsgiundsa tz'~ da der Kinderzuschlag 'nur weiblichen 

Vers icherten, nicht aber auch männlichen 'Versicherten, "die' die 

Kindererzieh~ng 'übernoU)men haben, gebühren soll. 
Der, im.Entwurf vorgesehene Kinderzuschlag . s011 im übrigen di'e 

- begüns tigte WeiterveISi..cherung für Zei ten der Kindererziehung 
ablösen.' Dabei sollen Beiträge für Zeiten 'der Kindererziehung, 

soweit sie mit dem Kinderzuschlag' zu keiner weiteren Erhöhung der 

Steigerungsbeträge führen, a'ls Bei träge zu'r' Höherversicherung 

.. gelten und die Höherversicherung ab '1.1.1986 nach streng ver-
s icherungsma thema tis chen Grundsä tzen eingerichte t' vlerden. In 

diesem Zusamtnenhangbietet sich der Vorschlag an, die Pensionen, 
soweit die Beitragsgrundlagen" eine bestimmte' Höhe übersteigen, 

ebenfalls nach versicherungsmathematischen Grundsätzen zu ermitteln. 

Zum Wegfall des Grundbetrages: 

Die vorgesehene Aufhebung d~~ Grundbetrages wird damit begründet, 
daß nach dem geltenden Ber~chnungsschema die tatsächliche Bei­

tragsleistung bei der Ermittlung des Leistungsausmaßes nur zum 
Teil berücksichtigt wird und ein durchgehender Versicherungsver-

. lauf entsprechend honoriert werden soll. Durch die Einführung 
linearer Steigerungsbeträge anstelle des Grundbetrages und pro-
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gressiver Steigerungsbet:räge würde sich 'be!i"Pensionen mit' mehr 
, '. '. • , '. '\ j. • ,"; -" . 

als 29 Vers1cherungsJahren gegenüber der derze1t1gen Rechtslage 

nichts "ändern~ Die Einbußen j ene~ Ve~si~lierttm, die weniger 'als 

30 Versicherungsjahre aufzuweisen haben, sind allerdings ein-

.. schneidend. So würde z .B. ein Pensionist mit .,20 Versicherungs­

jahren nur 38 % der ,Bemessungsgrundlageal$ Pemon erahlten •. 

Nach dem geltenden.Rechtbeträgt die Pension für 20'Versiche­

rungsjahre demgegenüber 50 % der ,Beme$sungsgrundlage. Der Weg­

fall des Grundbetrages ,wirdso~it nach h.'Auffassung zweifellos 

. zu einem -Ansteigen der Zahl der Ausgleichs~ulagenen'lpfänger 'führen. 
-, 

J. • • 

Zur Dämpfung der Pensionsanpassung: 

Der Anpassungsfaktor soll künftighin pro Prozent Arbeitslose 

um 0,1 % verringert wetden .. _i·D.ur.ch.-dieSe_·~Rtigfüung .. wera.en,-ers.t''''', 

malig ,arbei tsmarktpo~itische Entwickl\fngeq~inen unmit,telb~ren 

Einfluß auf ,das ,Lt;islungsrecht ,ausüben, und die al1.gemeineWohl­

stands,minde~ung -: bedingt dur,ch :dieArbeitslos;i.gkeitc- wird.: 

auch auf <die Pensionen durchschlagen. Der Einfluß der arbeits-

.marktpoli tischen Entwicklungen au~ das Pensionsr,echt, e.rsc~eint 

zwar grundsätzli,c,1:l dann ger~chtfertigt, wenn "man die Pension 

als Ers,at~ ,für, d,as. durch _d~e P~nsionierl:lng<entfallen4e, Ar,beits-

einkommen betr:ac~tet •. Er widerspr~cht: jedoch dem Versicherungs­

gedanken, da das Verhältnis der Beit~ag9.eistung zum Pensions­

anspruch von Faktoren abhängt, die nicht vorhersehbar sind. Da­

durch entsteht eine Benachteiligurig.aU_jener, Versicherten,. die 

in Ze~ten~geringer _.' Arbeit,slosigkeituud ,guter KO,njunkturlage 

(mit . höheren Löhnen) hohe ,Beitrags leistungen erbringen, sich ,bei 

ihrer Pensionsbemes,sung a;bereine inzwischen gestiegene Arbei ts-
~ 

losenrate anrechnen:Jassen müssen. Anstatt des jedem .vers~che-
rungszweck inhörenten Prinzips, daß eine höhere Beitragsleistung 

zu höheren Leistungsansprüchen führt, be\,?irkt die vorgeschlagene 

Regelung, daß trotz höherer Beitragsleistungen ein geringerer 

Leis tungsanspruch entstehen. kann,., Vor.aTlem, a'ber .. würde .die Rege­

lung .nur bei 0 % Arbeitslosigkeit zur vollen Aufwertung der 
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Pensioner. führ~n, obwohl berei ts bei 2 ~3, % Arbe~ ts los igkei t nach 

va lks~irts chaf t licherL.Gesich tspunk ten "Voll beschäf tigung" 

, herrscht., 0% Arbeitslosigkeit- sind ertahrungs.gemäß nich~ 
- - _. ~ '- . .. , 

err~i~hbar." i~' -r ,','j.' <,,')" 

'Im übrigen wird 'die irifolge der ÄIide~tm_g der' Methocie -der jähr­

lichen PensionsanpassunggeriIigere:'Erhöhung der' Pensiönen'~aö: 

dem Jahr 1986',für die Träger der'S6zialhilfe zu einer finanziel­

'-len Mehrbelastung hinsichtlich der in Heimen und Anstalten -üiiter­

, gebrachten ,Pensioniste'n 'führert, 'da durch die geringere Pensions­

"'-'·erhöhung'die Pflegege'bühieri. zu ,einem ~immer gerlngeren Pfozent-

satz durch das Pensionseinkommen der Pfleglinge gedeckt werden 

können. 
: ...... } .. "''- .f'";. '~. r-I ~..,.~~' ',. ":r;.\ 

, : ,I 
.~. f. 

Zur .Berechnung der Versicherungsmonate: , , ~I, 

'Nach '§ -231 ASVG i~d~g.F. ist jeder Monat;--'in d'ern Mindes:tv~r';;' 
sicherungszeiten:in der ~Dauer' von 1'5 -Tagen -ljjegen, 'ein 'Ver'-: 

s:i:herungsIIiona t: ·',Nacn dem vorliegenden Entwurf s'611 j edöc'h ein 

--VersicherungsmoIiat nur 'mehr dann; als erworben 1 gel ten,wenn 'die 

"Versicherung an j'edem Tag eines Kalertdetmöna'tes ;:bestanden ba:t. 

Diese Regeiungtri'fft' gers-da jene meist' wenig~r: beriti t,t'€l teri 

.. 'Personen'; 'die ~nichtununt,erbrochen, sondern tageweise· oder' 

':fallweise beschäfti'gt waren, und kann somit 'ni)cnt als "sozi-al, 

gerecht empfunden werden. 

Zur Erhöhung der Pensionsbeiträge: 

Die ~,vorge;sehene Erhöhung lde'r Pensiörisb'ei'träge um'· j'eweils 1/2-% 

-'trifft sowohl Arbeitnebmer als aucn Arbeitgeber und stelrt (eine 

weitere Belastung der-gesamteri·~irts~haftlichen Entwickl~ng 

-dar; 'zumal sie einers'eits die Lobnneberikosten der Arbeitgeber 

er'höht und 'andererseits die Kaufkräft' aller er'YJerbstäti'gen'Ver-

siche~ten verringert. ' 

Zur Einführung e1ner Statistikdatenbank: 

Die vorgesehene Regelung muß insofern abgelehnt werden, als 

daraus nicht hervorgeht, welche Daten für welchen Zweck W1e 
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lange in die vorgesehene Datenbank aufgenommen werden sollen, 
ob bzw. wann sie anonymisiert werden sollen usw. Die Bedinnung 
"daß sie im Rahmen der Aufgaben des Bundesministeriums für 
soziale Verwaltung, der Sozialversicherungsträger und des 
Hauptverbandes verwendbar ist", kann ebenfalls als keine aus­
reichend detaillierte Determinierung dafür angesehen werden, 
welche Daten an wen und zu welchem Zweck übermittelt werden 
dürfen. 

Im übrigen darf angeregt werden, im § 360 ASVG e1ne Auskunfts­
bzw. Rechtshilfeverpflichtung der Sozialversicherungsträger -
welche u.a. zur Vollziehung des Wohnbauförderungsgesetzes not­
wendig wäre - zu verankern. 

25 Mehrabdrucke dieser Stellungnahme werden u.e. dem Präsidium 
des Nationalrates übermittelt. 

Für die o.ö. Landesregierung: 
Hör t e n hub e r 

Landesamtsdirektor 

Für die Richtigkeit 
der~~erti!-ung : 

~--~ 
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